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derheiten und Umweltschützer. In
seinen ersten Amtshandlungen hat
Bolsonaro das Ministerium für
Menschenrechte aufgelöst und die
Zuständigkeit für die Territorien
der indigenen Bevölkerung an das
Landwirtschaftsministerium über-
tragen. In der Veranstaltung prä-
sentiert Dr. Thomas Fatheuer ein
genaues Bild der aktuellen Lage in
Brasilien. Wie gehen die sozialen
Bewegungen mit der neuen Situa-
tion um? Welche Strategien verfol-
gen sie jetzt und wo ist internatio-
nale Unterstützung sinnvoll?

Die Veranstaltung findet in Ko-
operation mit der VHS Hamm statt.

Der Fall KiK – Warum
sind Unternehmen für
Menschenrechte
 verantwortlich?

Donnerstag, 27. Juni 2019

19 Uhr, VHS Hamm

Referentin: Theresa Lankes,
Wirtschaftsjuristin für
 menschenrechtliche
 Unternehmensverantwortung
Der Eintritt ist frei.

Im Jahr 2012 starben 260 Arbei-
ter/innen bei einem Brand in der
pakistanischen Textilfabrik Ali Ent-
erprises, in der auch der deutsche

Zur Lage der Menschen-
rechte in Brasilien

Dienstag, 18. Juni 2019, 

19.30 Uhr, VHS Hamm 

(1. Etage VHS, in Koop. mit 
ai Hamm)
Referent: Dr. Thomas Fatheuer,
Journalist, Buchautor und Vor-
standsmitglied des Netzwerks
Kooperation Brasilien e.V.
Moderation: Claudia Hartig
(ai Gruppe Hamm)
Der Eintritt ist frei.

Auf Initiative der
Amnesty Internatio-
nal-Gruppe Hamm
und FUgE referiert
Dr. Thomas Fatheu-
er, Journalist und
Buchautor, über die
Lage der Men-

schenrechte und den politischen
Umbruch in Brasilien. Seit Anfang
des Jahres regiert der rechtsextre-
me Präsident Jair Bolsonaro – ein
Politiker, der seine Verachtung für
Menschenrechte und Demokratie
nie verhehlte. Leider war dies nicht
nur Wahlkampfrhetorik, es folgen
nun die Taten. Seit Januar 2019
nehmen Polizeigewalt und Straf -
losigkeit zu, ebenso wie Vertrei-
bungen und Landraub, Diskrimi-
nierung und Übergriffe gegen Min-

Textildiscounter
KiK nähen ließ.
Ein pakistanischer
Überlebender und
drei Angehörige
von Verstorbenen
dieses Brandes
klagen über einen

Berliner Anwalt vor dem Landge-
richt Dortmund gegen den Textil -
discounter KiK. Der Fall KiK ist da-
her einmalig in Deutschland. Er
wirft viele Fragen auf: Müssen wir
vor jedem Einkauf überlegen, wo
unsere Kleidung herkommt? Wie
sollten sich Unternehmen an die
Menschenrechte halten? Was sa-
gen Politik und Recht zu Unter-
nehmensstrafrecht? Zu diesen
Fragen vermittelt die Wirtschafts-
juristin Theresa Lankes Wissen
und Vorschläge, wie jede und je-
der konkret zu Verbesserung der
Arbeitsbedingungen der Näher/in-
nen beitragen kann. Anschließend
gibt es Zeit für Fragen, Kommen-
tare und Diskussionen.

In Kooperation mit Amnesty In-
ternational und der VHS Hamm.

Diese Veranstaltung findet im
Rahmen des Projekts „Nachhaltig
konsumieren – Ressourcen scho-
nen“ statt, das von der Stiftung
Umwelt und Entwicklung gefördert
wird.

2016. Jetzt haben wir ein hand -
festes Problem. Wollen wir wirklich
die Errungenschaft eines vereinten
Europa mit offenen Grenzen, ge-
meinsamer Staatsangehörigkeit,
den Prinzipien von Recht und Frei-
heit, aufs Spiel setzen oder ge-
meinsam und solidarisch die Her-

ausforderungen unserer Zeit be-
wältigen? Wenn wir das wollen,
müssen wir populistischen Dema -
gogen eine klare Absage erteilen.
Schlagbäume und nationalistische
Politik führen zurück in eine unheil-
volle Vergangenheit.

schmerzhafte Anpassungsprozes-
se vornehmen. Die Umbrüche und
Kriege in den arabischen Ländern
haben dann 2015 zu einer Flücht-
lingsbewegung geführt, wie sie
Europa seit dem zweiten Weltkrieg
nicht mehr erlebt hat. Vor allem
Griechenland und Italien fühlten
sich im Stich gelassen. Um den
Druck zu mindern, hat Deutsch-
land in einer humanitären Geste
zeitweise die Grenzen geöffnet.
Die Folgen waren eine um sich
greifende Angst vor Überfrem-
dung, Wohlstands- und Kontroll-
verlust und der Zulauf zu populisti-
schen, ausländerfeindlichen Par-
teien. Darin begründet ist auch
das Brexit Votum im Sommer

Termine im Juni 2019

Mit dem Vertrag von Maas tricht wurde am 7. Februar 1992 der

Vertrag über die Europäische Union abgeschlossen. Im Artikel 2
heißt es: „Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung
der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtstaatlich-
keit und die Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte
der Personen, die Minderheiten angehören. Diese Werte sind allen
Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch
 Pluralismus, Nichtdiskriminierung,  Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität
und die Gleichheit von Frauen und Männern auszeichnet.“ 


